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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessqzialgerichts hat am

30. November 1978 ohne mündliche Verhandlung‘

für Recht erkannt: " ' '

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—
sozialgerichts für daé Land Nordrhein—Westfalen vom

30. Juni 1976 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine außergerichtlicheh

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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iloie Beteiligten streiten darüber, ob'der Kläger berechtigt ist,_ '
seine bereits für einen früheren Zeitraum entrichteten'freic‘."

-willigen Beiträge zur
RentenversiCherung der Angestellten .'F

(AV) auf die jeweiligen Höchstbeiträge aufzustocken.

Der Kläger entrichtete
von Juhi.1948 an

freiwillige Bei; ii

träge zur AV. Vom 1. April 1965 an war er als Selbständiger
erwerbstätig. Von diesem Zeitpunkt ab bis einschließlich

Detember 1970 und im Jahr 1972 sind alle Monate mit frei-
w1lligen Beiträgen belegt.

Mit Bescheid vom 9. November 1973 nahm die Beklegte den
Kläger auf dessen Antrag vom Oktober 1973 als Selbständigen,

‚in die Pflichtversicherung der Angestellten auf. Gleich-.

zeitig lehnte sie die vom Kläger begehrte AUfstockung der ent-'

richteten freiwilligen Beiträge auf die Höchstbeiträge ab.
Widersprüch Und Klage blieben erfolglos (Widerspruchsbe-

Scheid vom 7. März 1974, Urteil des Sozialgerichts--SG-

Düsseldorf vom 12. November 1975). Das Landessozialgericht

(LSG) für‘das Land Nordrhein4Westfaleh hat die Berufung des
Klägers zurückgewiesen (Urteil vom 30. Juni 1976). Zur

„'Begründung hat das LSG im wesentlichen eusgeführt: Bin Recht

._zur Nachentrichtung freiwilliger Beiträge bestehe innerhalb

des gesetzlich festgelegten Rahmens nur für solche Zeiten,

. die_nicht bereits mit Pflicht- oder freiwilligen Beiträgen —belegt seien. Dies _gelte für Art 2 5 49 a Abs 1 des Ange-

‘stelltehversicherungs-NeUregelungsgesetzes (AnVNG) ebenso

wie -für Abs 2 dieser Vorschrift. Aus der Tatsache, daß ' *
"Abs 2 die Beschränkung der Nechentrichtung auf nicht mit .

Beiträgen belegte Zeiten ausdrücklich enthalte, recht-

_fertige sich nicht der Umkehrschluß, daß diese Einschräne
kung für die Personengruppe des Art 2 5 49 a Abs 1 AnVNG

nicht gelte. Auch diese Berechtigten könnten Beiträge
nur

für nicht bereits mit Beiträgen belegte Zeiten nachent—
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richten und dürften rechtsgültig entrichtete.freiwillige

Beiträge nicht nachträglich erhöhen. Denn mit der rechts—

gültigen Entrichtung eines freiwilligen Beitrages in einer

bestimmten Beitragsklässe habe_der Berechtigte sein Bei-
tragsklassenwahlrecht verbraucht. Ein Verstoß gegen den
.cleichheitssatz des Art 3 Abs 1 des Grundgesetzes (GG) liege

‘
nicht vor.

Der Kläger hat - die vom LSG zugelassene - Revision einge—■

legt. Er rügt eine Verletzung des Art 2.5 49 a Abs 1 AnVNG
und des Art 3 GG. Nach seiner Auffassung ist der Umkehrschluß

aus Art 2 5 49 a Abs 2 AnVNG zulässig und geboten. Nach dem“

Wortlaut der Vorschrift'sei das Recht zur Nachentrichtung

von freiwilligen Beiträgen für bereits belegte Zeiten nur,
in Abs 2. ausgeschlossen. Aus dem Hintergrund der Neurege-

_lung des 5 49 a AnVNG sei es zu verstehen, daß der Gesetz— 1

'g_eber in Abs 1 eine dem Abs 2 entsprechende Regelung nicht

aufgenommen habe. Sinn und Zweck der Neuregelung sei es
nämlich gewesen, so viele Selbständige wie nur irgend möglich

in die gesetzliche Pflichtversicherung einzubeziehen.
‚.

Währenddie Selbständigena15Pflichtversicherte unddamit
fast immer zu Höchstbeiträgen eintreten sollten, sei der

Gesetzgeber gar nicht daran interessiert gewesen, frei-

willig versiCherte Mitglieder- in größerem Umfange zu er-
9

halten. Bei diesen sei nämliCh nicht aszsehen, wieviele

Beiträge und in_welcher Höhe sie entrichten würden. Die
bisherigen Entscheidungen des Bundessozielgerichts (BSG)

zur Frage der Aufstockung von Beiträgen stünden nicht ent-

_gegen, da sie andere Fälle behandelten. Bei der Abwägung

nach Art 3 GG komme es allein darauf an, wie der von der

gesetzlichen Regelung betroffene Personenkreis, also die

pflichtversicherten Selbständigen, hinsichtlich zurücklie-'

gender Zeiten behandelt würden. Bei der vom LSG vorgendmmenen’

„Auslegung des Art 2 5 49 a Abs 1 AnVNG sei aber eine unter- „b

schiedliche Behändlung danach gegeben, ob diese Personen vorher
Vda8'Recht zur freiwilligen Versicherung ausgeübt hätten oder

nicht. ‘ ‘ ‘
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Der
Kläger beantragt,

die Beklagte unter Abänderung 'des Urteils
.deS LSG

und des Bescheides vom 9. November 1973 in der

Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 7. März 1974'

zu verurteilen, die Aufstockung der von ihm für die‘
Zeit vom 1. Januar 1968 .bis zum 31. Dezember 1972
entrichteten freiwilligen Beiträge auf_d1e je-

weiligen 'Höchstbeträge zuzulessen.

Die
Beklagte beantragt,

_ . _‚
' _die Revision zurückzuweisen'.

Die
Beteiligten haben

sich mit
einer_EntSCheidung

durch_7

Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt
(5 124 Abs 2-des Sozialgerichtsgesetzes —SGG;)..

11

Die Revision. des Klägers' ist
unbegründet.

Sie ist zurück-'

zuweisen.

Das LSG hat zu Recht Entschieden‚ daß der Kläger nicht be-
rechtigt ist, seine früher ehtrichteten freiwilligen Bei-

_träge'durch Nachentrichtung auf die-jeweiligen Höchstbeiträge

aufzustocken.“£s'hat sich hierbei zutreffend auf die Recht-

sprechung des BSG bezogen, die'zur Frage der nachträglichen
“Änderung bereits wirksam entrichteter freiwilliger Beiträge

ergangen 13t°.p

Das BSG hat in ständiger RechtSprechung„- zu anderen
Nachentrichtungsvorschriften in der gesetzlichen Renten-
versicherung'— die nachträgliche Aufstockung,-Auf5paltUng,

Zusammenlegung oder Verschiebung bereits entriehteter

Beiträge für unzblässig'gehalten (BSG SozR Nr 10 zu Art 2

5 52 ArVNG;BSGUrteil'vdm 22. August1967- 11 RA338/64-'
DAngVers1968, 67; BSGSozRNr_38 zu Art 2 5 42 ArVNG;" '
BSG SozR Nr 8 zu 5 1418 RVG; BSG SozR Nr 3 zu 5' 1407 RVQ;

BSGB 35, 178 = '502R _Nr 4 zu 5_1407 RVO).
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Mit diesen Entscheidungen hat das BSG einen dem Versicherungs-
verhältnis in der gesetzlichen Rentenversicherung eigenen "

Wesenszug herausgestellt, wonach dieses Verhältnis grund;

‘sätzlich nachträglich nicht mehr geändert werden kann. AUSfluß

_dieses Prinzips ist sowohl die‘VorsChrift des 9 140 AVG
(=‘5 1418 RVO), nach dessen Abs 1 Pflichtbeiträge und frei-

willige Beiträge unwirksam sind, wenn sie nicht innerhalb der.

vorgesehenen Fristen entrichtet werden, als auch die Vorschrift

»des 5 129 Abs 2 Satz 1 AVG (= 5 1407 Abs 2 Satz 1 RVG), wonach

für jeden Kaléndermonat nur ein Beitrag entrichtet werden kann..
Von diesen grundsätzlichen Regelungen ist auch der Gesetzgeber

bei der Schaffung der Ausnähmeyorschrift des Art 2 5 49 a
AnVNG (= Art 2 5 51 a ArVNG) ausgegangen. Er mußte daher erst

die generelle Sperrwirkung des 5 140 AVG (= 5 1418 RVG) für

.die neugeschaffenen Nachentrichtungsmöglichkéiten aufheben,

was sowohl in Abs 1 als auch in Abs 2 des Art 2 5 49 a AnVNG
"geschehen ist. Indem er außerdem in Art_ 2 5 49 a Abs 2 AnVNG

darauf hinwies‚ daß sich die Nachentrichtung nur auf noch nicht

mit Beiträgen zur
gesetzlichen Rentenversicherung belegte Zeiten

_erstreCken kann, hat_er den schon in 5 129 Abs 2 Satz 1 AVG

enthaltenen.6rundsatz lediglich noch einmal ausdrücklich be-
tont. Dem Argument des Klägers, aus der Tatsache, daß in Art 2

_
5 49 a Abs 1 AnVNG ein s_olch_er Hinweis nicht enthalten ist,

' sei im Wege des Umkehrschlusses zu folgern,_ daß sich nach
' dieser Vorschrift die Nadhehtrichtung auCh auf bereits mitv

' Beiträgen-belegte Zeiten erstrecken könne, kann nicht_ge—

folgt werden. Hierbei wird nämlich verkannt, daß es sich
bei Art 2 5 494a Abs 1 und 2 AnVNG um Vorschriften handelt,

die das Recht zur Nachentriohtung freiwilliger Beiträge aus-
nahmsweise anders regeln als nach den allgemeinen Nachent?

richtungsvorschriften des AVG. Dem Charakter einer Aus-

nahmevorschrift entspreChend, bedarf
es daher einer ausdrück-

lichen Beseitigung oder Abänderung der allgemeinen Vorschrif-
ten oder der gesetzlichen Tätbestandsmerkmale in der jeweili-
gen Ausnahmevorschrift. Das ist aber hinsichtlich des in

9 129 Abs 2 Satz 1 AVG normierten allgemeinen Grundsatzes

des Doppelbelegungs— und Aufstockungsverbotes in Art 2 5 49 a'
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Abs 1 AnVNG nicht geschehen. Eine nochmalige Erwähnung dieses

Verbotes in Abs 2 dieser Vor8chrift wäre an sich gar nicht

erforderlich gewesen. Sie erscheint jedoch im Hinblick darauf
verständlich, daß Abs 2 — im Gegensatz Zu Abs 1 —

die Art und

Weise der Nachenttichtung genau regelt.-

DieVorschriftdesArt 2 5 49a__AnVNGVerstöß‘t- wiedasr..ssl
richtig erkannt hat — in der ihr gegebenen Auslegung auch

_
nicht gegen den Gleichheitissatz des Art 3 Abs“1 GG. Der Gesetz-'
geber hat, indem er mit der Zulassung der Nachentrichtung von

Beiträgen nicht gleichzeitig süch die Aufstockung bereits

entrichteter freiwilliger Beiträge zugelassen hat, die ihm im

Rahmen des Art 3 Abs 1 GG zükommende Gestaltungsfreiheit nich.t
überschritten. Wie das Bundesverfassuangericht (BVerfG) in

seinem Besch1uß vom 27. September 1978 — 1 _BvL 31/76 -
(DB 1978, 2416) inzwischen ausdrücklich entschieden.hat,

konnte der Gesetzgeber die Nachentrichtung von Beiträgen im
Rentenreformgesetz 1972 für bisher nicht belegte Zeiten und

die Erhöhung bereits entrichteter Beiträge ("Aufstockung")

als rechtlich verschiedene Sachverhalte bewerten.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5‘193 SGS.
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